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zufolge bei der AfD-Fraktion. Damit ist der Gesetz-
entwurf Drucksache 17/13427 mit dem soeben 
festgestellten Abstimmungsergebnis angenommen 
und verabschiedet worden. 

Ich rufe auf: 

19 Gesetz zur Änderung des Berufsqualifikations-
feststellungsgesetzes NRW und zur Änderung 
weiterer Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/13663 

erste Lesung 

Herr Minister Laumann hat seine Einbringungsrede 
zu Protokoll gegeben. Daher ist eine weitere Aus-
sprache – wie verabredet – heute nicht vorgesehen.  

Deshalb kommen wir zur Abstimmung. Der Ältesten-
rat empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
in der Federführung, und die Mitberatung geht an den 
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Woh-
nen sowie an den Integrationsausschuss. Wenn nie-
mand dagegen stimmt – das ist der Fall – und sich nie-
mand enthält – das ist ebenfalls der Fall –, haben wir den 
Gesetzentwurf Drucksache 17/13663 so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

20 Gesetz zur Änderung des Hafensicherheitsge-
setzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/13664 

erste Lesung 

Auch hier ist die Einbringungsrede zu Protokoll gegeben 
worden, und zwar von Herrn Minister Wüst. Auch hier ist 
keine weitere Aussprache am heutigen Tag vorgesehen.  

Deshalb kommen wir auch hier sofort zur Abstim-
mung. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung 
des Gesetzentwurfs an den Verkehrsausschuss. – 
Es stimmt niemand gegen die Überweisung. Es ent-
hält sich auch niemand. Damit ist Gesetzentwurf 
Drucksache 17/13664 so überwiesen worden. 

Ich rufe auf: 

21 Gesetz zur Änderung des Landesbeamtenge-
setzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/13665 

erste Lesung  

Herr Minister Reul hat seine Einbringungsrede zu 
Protokoll gegeben. Auch hier ist eine Aussprache 
heute nicht vorgesehen. 

Deshalb kommen wir zur Abstimmung. Der Ältesten-
rat empfiehlt die Überweisung an den Innenaus-
schuss – federführend – sowie an den Haushalts- 
und Finanzausschuss. Wenn niemand dagegen-
stimmt – das ist der Fall – und sich auch niemand 
enthält – auch das ist der Fall –, haben wir den Ge-
setzentwurf Drucksache 17/13665 so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

22 Entsendung von Mitgliedern durch gesellschaft-
lich relevante Gruppen in die Medienkommission 
der Landesanstalt für Medien durch den Landtag 
NRW gemäß § 93 Absatz 4 Landesmedienge-
setz NRW 

Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Landtags 
Drucksache 17/12909 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/13828 

Gemäß § 93 Abs. 4 Satz 1 des Landesmediengeset-
zes Nordrhein-Westfalen werden fünf Mitglieder durch 
gesellschaftlich relevante Gruppen entsandt, die in der 
Gesamtsicht mit den nach § 93 Abs. 1 bis 3 des Lan-
desmediengesetzes Nordrhein-Westfalen bestimm-
ten entsendungsberechtigten Stellen die Vielfalt der 
aktuellen gesellschaftlichen Strömungen und Kräfte 
in Nordrhein-Westfalen widerspiegeln. 

Verbänden und sonstigen nicht öffentlich-rechtlichen 
Organisationen, die nicht bereits nach § 93 Abs. 3 
des Landesmediengesetzes NRW entsendungsbe-
rechtigt sind, ist nach dem Gesetz die Gelegenheit 
einzuräumen, sich für die jeweils nachfolgende 
Amtszeit beim Landtag um einen Sitz in der Medien-
kommission zu bewerben. 

Nach Ablauf der Bewerbungsfrist am 1. März dieses 
Jahres lagen insgesamt vier Bewerbungen vor. Die 
Liste der Bewerbungen wurde als Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Landtags Drucksache 
17/12909 veröffentlicht. 

Gemäß § 93 Abs. 4 Satz 5 des Landesmediengeset-
zes NRW beschließt der Landtag mit Zweidrittel-
mehrheit, welche der Bewerberinnen bzw. Bewerber 
für die neue Amtsperiode einen Sitz in der Medien-
kommission erhalten. Uns liegt in Drucksache 
17/13828 ein Wahlvorschlag vor, der alle vier Bewer-
berinnen bzw. Bewerber beinhaltet. Ich gehe davon 
aus, dass über diesen Wahlvorschlag im Rahmen 
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Anlage 3 

TOP 19 – „Gesetz zur Änderung des Berufs-
qualifikationsfeststellungsgesetzes NRW und 
zur Änderung weiterer Vorschriften“ – zu Pro-
tokoll gegebene Rede 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales:  

Die Gewinnung von Fachkräften aus dem Ausland 
ist für Nordrhein-Westfalen von großer Bedeu-
tung. Fachkräftebedarf gibt es nicht nur im Ge-
sundheitswesen. Es gibt ihn auch in vielen weite-
ren Berufen und Branchen. Daher ist die kontinu-
ierliche Verbesserung der Anerkennungsverfah-
ren für ausländische Berufsabschlüsse ein erklär-
tes Ziel der Landesregierung. 

Fachkräfte aus dem Ausland tragen zur Deckung 
des Fachkräftebedarfs bei. Zugleich ist uns wich-
tig, dass Menschen, die hier leben und arbeiten 
wollen, ihr Wissen und Können einbringen, gute 
Arbeitsverhältnisse haben und angemessen ent-
lohnt werden.  

Ausländische Berufsabschlüsse sollen in schlan-
ken und einheitlichen Verfahren anerkannt wer-
den. Ich freue mich daher, dem Landtag heute den 
Gesetzentwurf zur Änderung des Berufsqualifika-
tionsfeststellungsgesetzes [BQFG] vorlegen zu 
können. 

Das BQFG enthält das Verfahrensrecht für die An-
erkennung der meisten landesrechtlich geregelten 
Berufe. In Nordrhein-Westfalen ist es 2013 mit 
Einführung des BQFG gelungen, fast alle Berufs-
gruppen in die Anwendung dieses Gesetzes ein-
zubeziehen. Damit haben wir überwiegend ein-
heitliche und transparente Verfahrensstandards 
über viele verschiedene Berufe hinweg; so zum 
Beispiel für Erzieherinnen und Erzieher, Ingenieu-
rinnen und Ingenieure oder Pflegefachassistentin-
nen und Pflegefachassistenten. 

Das Gesetz regelt die Anerkennungsverfahren für 
Fachkräfte aus der EU genauso wie für Fachkräfte 
aus Drittstaaten. Die Verfahren innerhalb der EU 
sind ganz wesentlich von der Berufsanerken-
nungs-Richtlinie vorgegeben. Aber auch Dritt-
staatler haben damit das Recht, ihre Berufsab-
schlüsse anerkennen zu lassen.  

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz des Bundes 
hat im letzten Jahr einige Änderungen für die Zu-
wanderung von Fachkräften eingeführt. Die BQFG 
der einzelnen Bundesländer war daraufhin anzu-
passen.  

Die Länder haben einen Muster-Gesetzentwurf er-
arbeitet, der mit dem vorliegenden Entwurf für Nord-
rhein-Westfalen umgesetzt wird.  

Mit dieser Gesetzesänderung wird die Berufsan-
erkennung auch in landesrechtlich geregelten Be-
rufen durch die Umsetzung des sogenannten „be-
schleunigten Verfahrens“, welches insbesondere 
die Visaverfahren im Ausland und Termine in den 
Botschaften betrifft, entbürokratisiert und für Ar-
beitgeber die Wartezeit auf die Einreise der Fach-
kraft deutlich verkürzt. Mit der Möglichkeit der 
elektronischen Antragstellung aus dem Ausland 
wird auch endlich die Antragstellung deutlich mo-
derner und zukunftsorientierter gestaltet. Beides 
ist ein Zugewinn für die Fachkräftegewinnung in 
Nordrhein-Westfalen. 
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